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Gesamtablauf der politischen Entwicklung dieser Monate sowie die — bedingt 
durch die nicht immer zutreffenden und unter den herrschenden Bedingungen 
nicht zu überprüfenden Informationen — auch vorhandenen Fehlbeurteilungen 
deutlicher herausgestellt worden. Eine etwas tief erschürfende Zusammenfassung 
als die in einem „Epilog" enthaltenen Anmerkungen von F. G. H e y m a n n 
hätten diese 36 Dokumente durchaus verdient; größere Sorgfalt bei der Er-
stellung des Registers und die Übernahme der korrekten Schreibweise der 
Namen wären dem Band zugute gekommen. Doch diese formalen Einwände 
sollen und können den historischen und literarischen Wert dieser diplomatischen 
Korrespondenz, die eine Primärquelle ersten Ranges darstellt und sich so wohl-
tuend von der diplomatischen Routine-Berichterstattung abhebt, nicht schmälern. 

Tübingen Jörg K. Hoensch 

Detlef Brandes: Die Tschechen unter deutschem Protektorat. Teil I: Besatzungs-
politik, Kollaboration und Widerstand im Protektorat Böhmen und Mähren 
bis Heydrichs Tod (1939^-1942). Hrsg. vom Vorstand des Collegium Caroli-
num, Forschungsstelle für die böhmischen Länder. R. Oldenfoourg Verlag. 
München, Wien 1969. 372 S. 

Hatte die deutsche Politik die territorialen Veränderungen, die von ihr im 
Laufe des Jahres 1938 bewirkt worden waren, noch mit dem nationalen Selbst-
bestimmungsrecht der Deutschen begründen können, das bei der Friedensrege-
lung von 1919 mißachtet worden sei, so war die Auslöschung der tschecho-
slowakischen Souveränität und die Unterstellung der böhmischen Länder als 
„Gebiet des Großdeutschen Reiches" unter deutsches Protektorat nicht mehr 
mit diesem Prinzip zu rechtfertigen: schon in dem „Grundgesetz" der neuen 
Ordnung, dem Führererlaß vom 16. März 1939, wurde in der Präambel aus-
drücklich, festgestellt, daß hier das Deutsche Reich zur Wahrung seiner macht-
politischen Interessen in nichtdeutschem Staats- und Volksgebiet interveniert 
habe. Deshalb wich im März 1939 das Verständnis, das die Weltöffentlichkeit 
einer friedlichen deutschen Revisionspolitik noch entgegengebracht haben 
mochte, einem nun stets größer werdenden Mißtrauen in die Ziele und Metho-
den der deutschen Außenpolitik. Doch das „Protektorat Böhmen und Mähren" 
verdient nicht nur wegen der bedeutsamen Zäsur, den seine Errichtung in der 
Vorgeschichte des Zweiten Weltkriegs bezeichnet, die besondere Aufmerksam-
keit der Forschung, sondern vor allem auch wegen der Tatsache, daß es sich in 
seinen inneren Verhältnissen und in der Behandlung, die es augenscheinlich 
von seiten des Reiches erfuhr, von den anderen Territorien unterschied, die 
nach und nach unter deutsche Herrschaft gekommen waren. Auch der formal-
rechtliche und emotionale Zusammenhang zwischen der Existenz des Protekto-
rats und der Vertreibung der Deutschen aus dem wiedererstandenen tschecho-
slowakischen Staat, die sich unter besonders brutalen Formen vollzog, hätte 
eine eingehende Beschäftigung mit diesen sechs Jahren nationalsozialistischer 
Herrschaft in den böhmischen Ländern nahelegen müssen. 

Trotzdem wurde erst jetzt zum ersten Mal ernsthaft eine Darstellung der 
Geschichte des Protektorats in Angriff genommen, wie das in der Studie von 
B., der erweiterten Fassung einer Dissertation aus der Schule von Georg Stadt-
müller, für die ersten drei Jahre des Protektorats geschieht. Was bisher über 
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diesen Gegenstand veröffentlicht wurde, waren entweder knappe Skizzen oder 
Studien über die eine oder andere Einzelheit der Entwicklung. Nun kann zwar, 
wie auch B. richtig sieht, eine als Dissertation angelegte Untersuchung nicht 
alle Aspekte der Protektoratsgeschichte für den ganzen Zeitraum behandeln, 
aber indem B. das Schicksal der Tschechen, zeitlich eingegrenzt auf die ersten 
drei Jahre, in den Mittelpunkt seiner Studie stellt, erfaßt er doch die wichtigsten 
Züge der Entwicklung; denn es war der tschechische Nationalstaat gewesen, dier 
im März 1939 zerstört wurde, und die Auseinandersetzung mit dem Vorhanden-
sein der Tschechen in diesem Gebiet bildete verständlicherweise auch in den 
Jahren danach im wesentlichen den Inhalt der Geschichte des Protektorats. 
B. hatte die Möglichkeit, nicht nur in deutschen, sondern auch in tschechoslowa-
kischen Archiven zu arbeiten, eine der wichtigsten Voraussetzungen für das 
Gelingen eines solchen Unternehmens; gesperrt waren für ihn hingegen die 
Bestände des Deutschen Zentralarchivs in Merseburg und des Instituts für 
Marxismus-Leninismus in Ost-Berlin. 

Die Lektüre des Buches ist schwierig: die überwältigende Fülle von bisher 
unbekannt gewesenen Einzelheiten, die B. als Resultat seiner Forschungen 
vorlegt, macht den Leser zunächst ratlos, zumal die inhaltliche Koordination 
der einzelnen Teile der Arbeit nicht immer mit der nötigen Sorgfalt vorgenom-
men wurde, wenn auch B. sein Faktenmosaik korrekt in die schon bekannten 
Zusammenhänge einfügt. Erst allmählich lernt der Benutzer, daß der Gewinn 
aus der Mitteilung der vielen Einzelzüge für die Erklärung des einen oder ande-
ren Einzelfalls zwar groß ist, daß der eigentliche Wert der Untersuchung aber 
darin liegt, daß wir durch das hier vor uns ausgebreitete Material in die Lage 
versetzt werden, Vorgänge und Tendenzen in der Protektoratsgeschichte ange-
messener und oft auch anders als bisher beurteilen zu können. 

Für drei Komplexe scheint die Untersuchung zu besonders gewichtigen und 
für die weitere Beschäftigung nützlichen Ergebnissen geführt zu haben. B. gibt 
einmal für die verschiedenen W i d e r s t a n d s g r u p p e n eine umfassende 
Übersicht über ihre Entstehung, ihren organisatorischen Aufbau, ihre Tätigkeit 
und ihre politischen Vorstellungen für die Zeit einer wieder unabhängig ge-
wordenen Tschechoslowakei. Widerstand war weitgehend passiv und in der 
Regel als Spionage oder Propaganda zu fassen. Daß es, wie in der Literatur 
gelegentlich tadelnd vermerkt wird, kaum zu spektakulären Widerstandsaktio-
nen kam, erklärt B. einleuchtend mit dem hohen Zdvilisations- und Kultivie-
rungsstand der Länder: es gab keine größeren nur schwer zugänglichen Gebiete, 
„die ein Leben außerhalb der Herrschaft der Besatzungsmacht erlaubten" 
(S. 269), und es fehlte vor allem nicht die Einsicht, daß durch Widerstandsaktio-
nen größeren Ausmaßes die Tschechen die Grundlage für ihre eigene wirtschaft-
liche Existenz beeinträchtigt haben würden. Statt dessen wählten sie, geschult 
durch die politische Praxis während der Phase ihrer nationalen Wiedergeburt, 
auch außerhalb der Widerstandsorganisationen den Weg, ihre nationale Eigen-
ständigkeit durch Demonstrationen zu bekunden, nicht zuletzt in kultureller 
oder religiöser Form (Gedächtnisfeiern für große tschechische Musiker, Dichter 
oder Wissenschaftler; Wallfahrten). Wichtig sind auch die vielen Mitteilungen 
über das offizielle „Parteiwesen" der Tschechen (z. B. Narodni sourucenstvi, 
Vlajka) und die Hinweise darauf, daß Pläne für die Vertreibung der Deutschen 
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schon bald nach der Entstehung des Protektorats erörtert wurden, noch ehe die 
blutigen Verfolgungsmaßnahmen eingesetzt hatten; eine solche radikale Elimi-
nierung der Deutschen stellt sich hier also nicht als verständliche Rache für eine 
grausame und unmenschliche Unterdrückung des tschechischen Volkes dar, son-
dern als Strafe für die Beihilfe zur Zerstörung der staatlichen Unabhängigkeit. 

Für das Heydrich-Attentat findet B. keine der gängigen Motivierungen in 
den Quellen genügend gesichert. Am ehesten überzeugen ihn noch die Argu-
mente, die Benes am 15. Mai 1942 in einer Depesche an den Widerstand nannte, 
daß es nämlich als Folge des deutschen Vormarsches in Rußland, „vielleicht bis 
zum Kaukasus", zu einem deutschen Friedensangebot kommen könnte, in dem 
die Zugehörigkeit der böhmischen Länder zu Deutschland nicht zur Disposition 
gestellt werden würde, „zumal durch die Kollaboration der Protektoratsregie-
rung und den im ganzen nicht besonders aufsehenerregenden Widerstand der 
Anschein erweckt wurde, als ginge es den Tschechen gut und als seien sie 
zufrieden" (B.). „In einer solchen Lage können auch bei uns irgendwelche Ge-
waltakte, Revolten, direkte Aktionen, Sabotageakte und Kundgebungen wün-
schenswert oder auch unerläßlich werden. Das wäre vom internationalen Stand-
punkt, für den Fall irgendwelcher Verhandlungen eine Erleichterung oder sogar 
die Rettung, auch wenn es große Opfer kosten würde" (Benes; S. 253). 

Zweitens sind die Tatsachen wichtig, die B. über die enge Zusammenarbeit 
der Tschechen mit ihren Landsleuten im Exil erwähnt, und zwar nicht nur der 
illegalen Gruppen, sondern gerade auch der offiziellen Organe und Institutionen 
des Protektorats, mit dem Widerstand und den Exilgruppen. Die von B. vor-
gelegten Aktenstücke, in denen z. B. die Protektoratsregierung ihre Anträge, 
Verlautbarungen und Entscheidungen der Auslandsaktion gegenüber jeweils zu 
erklären versuchte und deren Billigung erbat, geben so viele Hinweise für die 
Motive ihres Verhaltens, daß es notwendig erscheint, den Begriff der K o l l a -
b o r a t i o n von dem ihm anhaftenden ausschließlich negativen Sinn zu säubern 
und neu zu definieren. 

Als drittes ist auf die von B. zusammengestellten Nachweise für die deutschen 
Pläne einer völligen „ E i n d e u t s c h u n g " dieser Länder als „Endlösung" auf-
merksam zu machen: in direktem Widerspruch zum Inhalt der Gründungsdoku-
mente vom März 1939 sollte der Protektoratsstatus gerade nicht dazu dienen, die 
nationale Substanz des tschechischen Volkes zu schützen und zu bewahren, son-
dern er sollte im Gegenteil deren Zerstörung erleichtern. Dabei stehen jedoch 
Hinrichtungen oder die Einweisung in Konzentrationslager keineswegs im Mittel-
punkt, wenn auch solche Maßnahmen, ebenso wie Um- und Aussiedlungspläne, 
besonders gern als Beleg für die Praxis der nationalsozialistischen Politik den 
„Fremdvölkern" gegenüber angeführt werden. Die Intensität des Prozesses 
einer allmählichen Auslöschung des tschechisch-nationalen Charakters der Be-
völkerung kann vielmehr besonders deutlich an unblutigen, gewissermaßen 
lautlosen Regelungen abgelesen werden. B. nennt vor allem die beharrlich ver-
folgte Ausweitung des Gebrauchs des Deutschen als Amtssprache in der auto-
nomen Protektoratsverwaltung, was in manchen Bereichen bereits zum völligen 
Ausschluß des Tschechischen führte, die immer öfter praktizierte Besetzung 
von Stellen in dieser Verwaltung mit Deutschen, die Eindeutschung der Wirt-
schaft, beschleunigt noch durch Arisierungsmaßnahmen, und die Verengung der 
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Bildungsmöglichkeiten, angefangen von der Schließung der Hochschulen bis hin 
zur Drosselung des Zugangs zu den weiterführenden Schulen und zur wachsen-
den Bedeutung des Deutschen als Unterrichtsfach in tschechischen Schulen. 

Es ist nichts Ungewöhnliches, daß bei der interpretierenden Zusammenstellung 
einer solchen Vielzahl von Einzelheiten, die wegen der Eigenart des zur Ver-
fügung stehenden Quellenmaterials meist der Nachprüfung durch den Autor 
entzogen sind, gelegentlich Lücken auftreten. So vergißt B. mitunter, Tatsachen, 
die ihm gewiß bekannt sind, dem Leser mitzuteilen, der durch ein solches 
Versehen jedoch entweder unvollständig oder falsch informiert wird. So bleibt 
etwa unerwähnt, daß es der Großdeutsche Reichstag von 1938 war, zu dem den 
einheimischen Deutschen auf je 60 000 Wähler ein Abgeordneter zugestanden 
wurde (S. 160), so wird nicht gesagt, daß bei der ausführlich geschilderten Neu-
bildung der Protektoratsregierung im Januar 1942 (S. 21«—220) schließlich Jaro-
slav Krejöi ihr Vorsitzender wurde, und weil Emanuel Moravec im Zusammen-
hang mit derselben Regierungsbildung nur als Chef des neugeschaffenen „Amtes 
für Volksaufklärung" vorgestellt wird, nicht aber auch als Schulminister, muß 
manches in seiner späteren Tätigkeit, z. B. die Leitung des Jugendkuratoriums 
(S. 241), mißverstanden werden. Manche Institutionen (z. B. Betriebsausschüsse, 
Landeskulturräte) bleiben in ihrer Zusammensetzung und in ihrer Kompetenz 
unerklärt. Gravierender ist, daß jeder Hinweis darauf fehlt, daß die gesamte 
Gesetzgebung des Protektorats (in der Gestalt von Regierungsverordnungen 
— vládni narizeni) formal keineswegs auf Weisungen des Reichsprotektors 
beruhte, sondern in überspitztem Legalismus auf Artikel II des tschecho-slowa-
kischen Verfassungs-Ermächtigungsgesetzes vom 15. Dezember 1938 (Sammlung 
der Gesetze und Verordnungen, Nr. 330), ungeachtet der Überlegung, daß ein 
Ausnahmegesetz nur solange sinnvoll angewandt werden kann, solange die 
Verfassung, von der die eine oder andere Regel suspendiert ist, in ihrem Grund-
gehalt in Kraft bleibt. Die Gründe für dieses Verfahren sind schwer zu deuten, 
und um so mehr hätte eine Klärung durch B. interessiert: entweder handelte 
es sich um bloßen bürokratischen Traditionalismus oder um eine Demonstration 
der Autonomie — genauso wie die Protektoratsgesetzgebung sich formal als 
Ergänzung und Fortentwicklung der Legislatur aus der Vorprotektoratszeit 
darstellte — oder aber um eine vom Reichsprotektor gewünschte formale Ver-
brämung; ein in einem anderen Zusammenhang gegebener Hinweis B.s (S. 138) 
deutet auf die dritte Möglichkeit. Erst seit dem 19. Dezember 1940 — das Er-
mächtigungsgesetz war auf zwei Jahre befristet gewesen — berief sich die 
Regierung auf die durch eine Verordnung des Reichsprotektors vom 12. Dezem-
ber 1940 (Verordnungsblatt Reichsprotektor, S. 604) ausgesprochene Modifizie-
rung des Ermächtigungsgesetzes. Sehr dankbar wäre der Leser auch gewesen, 
wenn B. für den einen oder anderen Stichtag ein Organisationsschema der Ver-
waltung (eventuell im Vergleich zur Situation vor dem deutschen Einmarsch) ge-
bracht haben würde, gerade weil Aufbau und Funktion der staatlichen Verwal-
tung in einem Gebilde wie dem damaligen Deutschen Reich mit ihren konkurrie-
renden Kompetenzen — hier noch kompliziert durch die oft nur noch fiktive Pro-
tektoratsautonomie — so schwer zu durchschauen sind. Bei der Beurteilung der 
deutschen Verfolgungspraxis hätte eine klare Differenzierung versucht werden 
sollen zwischen solchen Maßnahmen, die als Folge des nationalimperialistischen 
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Dogma s den Angehörige n des fremde n Volkes treffen sollten , un d solchen , die 
dem politische n Gegne r des Nationalsozialismu s galten , ohn e Rücksich t auf 
dessen Nationalität . 

De r Gewinn , den die Forschun g aus dieser Studi e ziehe n kann , ist groß. Nich t 
allein die Tatsache , daß ein zentrale r Vorgang in de r deutschen , der tschechi -
schen un d der europäische n Geschicht e zum erste n Ma l ein e umfassend e gültige 
Darstellun g gefunde n hat , gibt dieser Untersuchun g ihre n Wert ; wichtiger noc h 
schein t zu sein, daß an eine m exemplarische n Fal l mi t minuziöse r Genauigkei t 
die Möglichkeite n gezeigt werden , die dem Machtappara t des moderne n Staate s 
im Umgan g mi t nonkonforme n Teilen seine r Bevölkerun g zur Verfügung stehen , 
wenn rechtsstaatlich e Garantie n auße r Kraf t gesetzt sind, aber ebenso auch die 
Chancen , eine r solche n Beeinflussun g zu widerstehen . Solange — un d das sollte 
abschließen d als Resulta t von B.s Studi e besonder s hervorgehobe n werde n — 
die Wohlfahr t des eigenen Volkes un d die Erhaltun g un d Pflege seines nationa -
len Charakter s als oberste s sittliche s Postula t für seine Angehörige n gilt, so-
lange ist jedes Mitte l legitim, mi t de m die Gefährdun g de r nationale n Existen z 
abgewehr t werden kann . 

Köln Pete r Buria n 

Die Deutschen in der Tschechoslowakei 1933—1947. Dokumentensammlun g zu : 
Acta occupationi s Bohemia e et Moraviae , zusammengestellt , mi t Vorwort 
un d Anmerkunge n versehen von Vaclav K r a l . Nakladatelstv i Ćeskoslo -
venske akademi e ved. Pra g 1964. 663 S. 

Wer unvoreingenommen , gewissenhaft un d im ernste n Bestreben , die histo -
rische Wahrhei t zu finden , die in diesem Sammelwer k veröffentlichte n Schrift -
stücke prüft , im besondere n jene Dokumente , welche die friedlich e Schieds -
mission des britische n Unterhändler s Lor d Runcima n betreffen , wird zu 
wesentlic h andere n historische n Feststellunge n un d Erkenntnisse n kommen , als 
sie hie r Vertrete r der tschechisch-kommunistische n Klischeeauffassun g künst -
lich un d gewaltsam zu konstruiere n versuchen . Entwede r kenne n sie die grund -
sätzlich e Einstellun g der KP C zur Nationalitätenfrag e währen d der Zei t de r 
ersten Tschechoslowakische n Republi k nich t ode r sie ignoriere n diese einfach . 
Di e Tenden z ihre r sog. dokumentarische n Arbeiten ist jedenfall s viel zu offen-
kundig , um nich t sogleich erkann t un d abgelehn t zu werden . 

Da s Bestrebe n der Prage r Dokumentaliste n ist jedenfall s darau f abgestellt , 
die international e Verantwortun g für das gesamt e Geschehe n nac h dem 16. Mär z 
1939, de m von der Benes-Exilregierun g in Londo n deklarierte n rückdatierte n 

Tag der Kriegserklärun g der Tschechoslowakei , nachträglic h allein allen sudeten -
deutsche n politische n Parteie n auszulasten . Aber diese Parteie n waren weder 
in der damal s noc h bestehende n Rest-Tschechoslowake i beheimate t — sie be-
saßen ihr e Kade r ja in den bereit s Monat e vorhe r friedlich abgetrennte n 
sudetendeutsche n Gebiete n —, noc h ha t es sie damal s noc h gegeben. Auch diese 
geschichtliche n Wahrheite n übersehe n diese Dokumentaliste n geflissentlich . 

Was schließlic h den Versuch anlangt , die Verantwortun g ode r Mitverantwor -
tun g der Westmächte , im besondere n der Vereinigte n Staaten , an den Massen -
ausweisungen der Sudetendeutsche n zu betone n un d publikumswirksa m (des-
hal b wohl auch in deutsche r Sprache ) herauszustellen , bleibt die fortwirkend e 
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